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Betreff  
Keine Betankung von Dienstfahrzeugen mit E 10-Treibstoff 
 

 

 

„Der Rat der Stadt fordert die Verwaltung auf, ab sofort die in Frage kommenden 
Dienstfahrzeuge der Stadt und ihr angegliederter Einrichtungen und Subunterneh-
men nicht mehr mit E 10-Treibstoff bzw. anderen aus Biomasse erzeugten Treibs-
toffen zu betanken.“ 

Begründung: 
Mit Recht haben Entwicklungsminister Dirk Niebel (FDP) und verschiedene Umwelt-
verbände auf den Zusammenhang zwischen Biospriterzeugung, Preissteigerungen 
für Agrarprodukte hingewiesen, die in der Folge zu Nahrungsmittelknappheit vor 
allem in Entwicklungsländern führen können. 
Im Gegensatz zu der Zeit vor der Jahrtausendwende, die durch Überproduktion ge-
kennzeichnet war, wird heute jeder Hektar Ackerfläche benötigt, um ausreichend 
Nahrungsmittel für die rasant steigende Weltbevölkerung zu erzeugen. Hier tragen 
vor allem Länder gemäßigter Klimazonen mit ihren vergleichsweise günstigen Be-
dingungen für den Anbau von Feldfrüchten eine besondere Verantwortung, die die 
Basis für Grundnahrungsmittel bilden (z.B. Getreide). Die Nutzung von Ackerflächen 
zur Erzeugung von Biosprit und Biogas ist hierzu kontraproduktiv und trägt dazu 
bei, die Nahrungsmittelknappheit gerade in Entwicklungsländern zu verschärfen.  
In Anerkennung dieser Zusammenhänge ist die Stadt Braunschweig aufgerufen, 
durch den Verzicht auf die Betankung ihrer Fahrzeuge mit Treibstoff aus nachwach-
senden Rohstoffen (E 10, Biogas) ein Zeichen zu setzen.  

Gez. 
Dr. Dr. Wolfgang Büchs 
BIBS-Ratsherr 





Der Oberbürgermeister          
 
 
 
 
Hinweis zum Ratsantrag Nr.  2265/12 
 
 
 
Für die im Antrag genannte Beschlussfassung ist der Rat insbesondere gemäß § 58 Abs.1 
und 2 NKomVG nicht zuständig, sondern der Verwaltungsausschuss. 
 
Der Verwaltungsausschuss kann in der Sache selbst entscheiden oder sie dem Rat mit oder 
ohne Beschlussempfehlung zuweisen. 
 
 
 
gez. 
 
 
Dr. Hoffmann 





